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Gesetzentwurf
der Fraktion der AfD

Thiiringer CoronamaRnahmen-Unrechtsbereinigungs-
gesetz

A. Problem und Regelungsbedarf

Nachdem die Weltgesundheitsorganisation (WHO) am 12. Marz 2020
die Verbreitung des SARS-CoV-2-Virus (Corona-Virus) als Pandemie
eingestuft hatte, trat deutschlandweit der erste sogenannte Lockdown
in Kraft. Bei der Anordnung der damit verbundenen nichtpharmazeuti-
schen Maflnahmen orientierte man sich auch in Deutschland bei den
sozialen MaBnahmen an der Art und Weise, mit der die Volksrepublik
China der Verbreitung des Virus entgegenwirkte.

In Thiringen trat am 25. Marz 2020 im Rahmen der Lockdown-Politik
die erste vorlaufige Thuringer Grund-Verordnung zur Eindammung der
Corona-Pandemie (Corona-EindammungsVO) des Ministeriums fiir Ar-
beit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie (TMASGFF) in Kraft. Sie
wurde in rascher Folge novelliert und durch weitere Verordnungen und
Erlasse erganzt. Diese hatten weitreichende Einschrankungen verfas-
sungsmaliger Rechte bis hin zu deren faktischer Aufhebung zur Fol-
ge. Neben SchulschlieBungen, Reisebeschrankungen, Berufsverboten,
Eingriffen in die Gewerbefreiheit, Besuchsverboten, Abstandsregeln und
Maskenpflichten wurden das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit de
facto suspendiert und Ausgangssperren verhangt.

Bereits vor der Existenz von Impfstoffen gegen COVID-19 wurde von
der Politik das Narrativ verbreitet, dass allein eine flachendeckende Imp-
fung die Pandemie beenden kénne.

Dementsprechend wurde die Bevolkerung mit der Einfihrung der soge-
nannten 2G-, 2G+- und 3G-Regelungen (Vierte Verordnung zur Ande-
rung der Tharinger SARS-CoV-2-Infektionsschutz-MaRnahmenverord-
nung vom 1. Oktober 2021) dazu gedrangt, sich mit einem der vier seit
Dezember 2020 bedingt zugelassenen, das heil3t innerhalb kirzester
Zeit und unter Auslassung sicherheitsrelevanter wissenschaftlicher Stan-
dards entwickelter, neuartigen Impfstoffe gegen eine COVID-19-Infekti-
on impfen zu lassen. Jene, die sich nicht impfen lielken, wurden von der
Teilnahme am o6ffentlichen Leben in groRem Umfang ausgeschlossen
und in ihrer privaten Lebensfihrung erheblich eingeschrankt. Ungeach-
tet der sich rasch abzeichnenden begrenzten Wirksamkeit der neuarti-
gen Vakzine und der im Vergleich zu herkémmlichen Impfungen tber-
durchschnittlich haufigen und schweren Verdachtsfalle unerwinschter
Nebenwirkungen, die dem Paul-Ehrlich-Institut (PEIl) gemeldet wurden,
wurde die sogenannte einrichtungsbezogene Impfpflicht unter anderem

Druck: Thiringer Landtag, 6. November 2024



Drucksache 8/58 Thiringer Landtag - 8. Wahlperiode

fir Beschéftigte des Gesundheitswesens am 28. Februar 2022 per Er-
lass des TMASGFF nach § 20a Infektionsschutzgesetz (IfSG) konkreti-
siert und auf dieser Basis umgesetzt.

Die genannten Corona-Mafinahmen wurden unter anderem durch Buf3-
geldvorschriften und strafrechtliche Normen erzwungen. Von der einrich-
tungsbezogenen Impfpflicht betroffene Personen wurden zudem unter
Androhung der Existenzvernichtung durch Arbeitsplatzverlust zur CO-
VID-19-Impfung gendtigt.

Mittlerweile hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass ein Grolteil der
angeordneten MalRnahmen zu erheblichen sozialen und gesundheitli-
chen Schaden, wie zum Beispiel schweren Depressionen, Ubergewicht,
Entwicklungsstoérungen bei Kindern oder Lernriickstanden bei Schilern,
fihrte. Zudem haben sich inzwischen viele der Mal3inahmen durch Ge-
richtsentscheidungen als unrechtmafig erwiesen. Dagegen wirkt nach
wie vor die vorsatzlich vor allem durch Regierungspolitiker befeuerte
Spaltung der Gesellschaft mittels Ausgrenzung und Diffamierung von
nicht geimpften Personen sowie von Kritikern der staatlichen Mal3nah-
men nach und belastet das Zusammenleben.

Die Wirkung der Corona-MalRRnahmen hingegen blieb zweifelhaft. Es gab
bereits zu einem friihen Zeitpunkt deutliche wissenschaftliche Hinweise
darauf, dass die nichtpharmazeutischen MaRnahmen (wie Ausgangs-
sperren) keine signifikanten Effekte erzielten und in diesem Sinne unge-
eignet waren, das mit ihnen verfolgte Ziel einer Eindammung des Virus
zu erreichen. Auch zeichnete sich bald nach Beginn der Impfkampagne
ab, dass die vorlaufig zugelassenen Corona-Impfstoffe keinen effekti-
ven Schutz vor einer Ubertragung von COVID-19 bieten, sondern unter
bestimmten Umstanden selbst schwerwiegende Gefahren fiir die Ge-
sundheit hervorrufen. Entsprechende friihzeitige Warnungen von Wis-
senschaftlern, Arzten und sonstigen Fachleuten wurden jedoch nicht zur
Kenntnis genommen oder diffamiert.

Nicht nur die Politik, sondern auch die Rechtsprechung legte als Kriteri-
en ihrer Entscheidungen beziglich der MalRnahmen in der Regel unkri-
tisch die Einschatzungen von Regierungseinrichtungen, namentlich des
Robert Koch-Instituts (RKI) und des Paul-Ehrlich-Instituts zugrunde. So
folgten Politik und weitgehend auch die Rechtsprechung der nicht belast-
baren Auffassung, wonach nur die genannten Grundrechtseingriffe und
insbesondere eine flachendeckende Durchimpfung der Bevélkerung die
Pandemie erfolgreich bekampfen kénne. Dementsprechend konstituier-
ten die weitgehenden Grundrechtsbeschrankungen in Kombination mit
einem oft ins Leere laufenden Rechtsschutz einen Ausnahmezustand,
der mit rechtsstaatlichen MaRstaben nicht vereinbar ist.

Ein Rechtsstaat, der sich zeitweise im Ausnahmezustand verlor, ist ge-
fordert, die begangenen politischen Fehler wo immer moglich zu korri-
gieren. Einer der hierbei einzuschlagenden Wege besteht darin, Perso-
nen, denen aufgrund der einschldgigen Tharinger Corona-Verordnungen
die Zahlung von Bul3- beziehungsweise Verwarngeldern auferlegt wur-
de, zu entschadigen.

B. Lésung

Aus dem Landeshaushalt werden Betroffene entschadigt, die aufgrund
eines oder mehrerer Verstolie gegen nach aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnissen nicht geeignete, erforderliche beziehungsweise unver-
haltnismaRige Regelungen der einschlagigen Thiringer Verordnungen
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Bul3- beziehungsweise Verwarngelder sowie in diesem Zusammenhang
gegebenenfalls Anwalts- und Gerichtskosten nach dem gesetzlichen
Kosten- und Gebihrenrecht aufwenden mussten.

C. Alternativen
Keine
D. Kosten

Der mit dem Vollzug dieses Gesetzes verbundene finanzielle Aufwand
wird auf vier Millionen Euro geschatzt. Die bendtigten Mittel konnen aus
dem Sondervermdgen "Thiringer Energiekrise- und Corona-Pandemie-
Hilfefonds" aufgebracht werden. Hierzu waren entweder dessen Wirt-
schaftsplan zu andern oder dessen freie Mittel in den Kernhaushalt zu-
rickzuholen.
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Thiiringer CoronamaRnahmen-Unrechtsbereinigungsgesetz

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
§1

Personen, die von Behdrden

a) des Freistaats Thiiringen,

b) derim Freistaat Thiringen gelegenen Landkreise oder
c) derim Freistaat Thiringen gelegenen kreisfreien Stadte
im Zeitraum vom 24. Marz 2020 bis zum 7. April 2023 ein
Bufigeld im Zusammenhang mit infektionsschutzrecht-
lichen MaRnahmen auf der Grundlage des Infektions-
schutzgesetzes oder darauf begriindeten Verordnungen
des Freistaats Thiringen auferlegt bekamen, haben un-
ter den in § 2 genannten Voraussetzungen Anspruch auf
eine Entschadigung.

§2

(1) Nach diesem Gesetz entschadigungspflichtige Buf3-
gelder und Verwarngelder sind solche, die dem Antrag-
steller wegen

a) unerlaubter Zusammenkunft im 6ffentlichen Raum,

b) unerlaubter Zusammenkunft im nicht 6ffentlichen
Raum,

c) Nichttragens oder nicht ordnungsgemafien Tragens ei-
nes Mund-Nasen-Schutzes aufierhalb besonders vul-
nerabler Einrichtungen,

d) Nichteinhaltung des Mindestabstands auferhalb be-
sonders vulnerabler Einrichtungen,

e) Durchfiihrung einer unzulassigen o6ffentlichen Veran-
staltung,

f) VerstoRes gegen Ausgangsbeschrankungen,

g) Verzehrs von Alkohol in der Offentlichkeit,

h) Durchfihrung einer Dienstleistung, deren Ausfiihrung
untersagt wurde (zum Beispiel kérpernahe Dienstleis-
tungen),

iy Offnung einer Einrichtung, deren Ausfilhrung untersagt
wurde,

j) unerlaubter Geschéaftséffnung,

k) Verstolies gegen die einrichtungsbezogene Impfpflicht
durch Nichtvorlage eines Immunitadtsnachweises

auferlegt worden sind, soweit diese vom Antragsteller be-

zahlt oder bei ihm zwangsvollstreckt wurden.

(2) Ein Entschadigungsanspruch besteht nicht, wenn das
dem Bufgeld oder Verwarngeld zugrunde liegende Ver-
halten des Antragstellers jenseits der unter Absatz 1 ge-
nannten maflnahmebedingten Zuwiderhandlungen einen
daruiber hinausgehenden Verstol’ gegen die Ordnung und
Sicherheit darstellte.

§3
(1) Die Entschadigung wird auf Antrag gewahrt.

(2) Der Antrag muss spéatestens bis zum 31. Dezember
2025 bei der Behorde, die den Bufigeldbescheid oder
das Verwarngeld erlassen hat, schriftlich, in elektronischer
Form nach § 3a Abs. 2 des Thiringer Verwaltungsverfah-
rensgesetzes oder zur Niederschrift bei der zustédndigen
Behorde gestellt werden.
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§4

(1) Die Entschadigung erfolgt in H6he des durch Zahlung
oder Zwangsvollstreckung beglichenen, angeordneten
BuR- oder Verwarngeldes. Zu entschadigen sind auch die
vom Antragsteller geltend gemachten notwendigen Rechts-
anwaltskosten gemaf Rechtsanwaltsvergitungsgesetz
(RVG) sowie Gerichtskosten, die ihm im Zusammenhang
mit geforderten Corona-Bufigeldern entstanden sind.

(2) Die Auszahlung der Entschadigung erfolgt bis zum Ende
des Jahres 2026 durch die zustandige Behorde.

§5
Zustandig fur die Entscheidung uber den Antrag und die

Auszahlung der Entschadigung ist die Behorde, welche
den BuRgeldbescheid erlassen hat.

§6

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.
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Begriindung:

§ 1 bestimmt den Personenkreis, der unter den in § 2 genannten Vo-
raussetzungen Anspruch auf eine Entschadigung durch den Freistaat
Thuringen hat.

§ 2 bestimmt die nach dem Thiringer Coronamafnahmen-Unrechtsbe-
reinigungsgesetz entschadigungspflichtigen BulR- und Verwarngelder
(Absatz 1). Er regelt zudem den Ausschluss eines Entschadigungsan-
spruchs (Absatz 2) fur alle Falle, in denen das sanktionierte Verhalten
Uber die coronaspezifischen Regelungen hinaus gegen die Ordnung
und Sicherheit verstiel3. Hierzu zahlen beispielsweise Verstole gegen
das Tharinger Feier- und Gedenktagsgesetz oder das Thiringer Laden-
offnungsgesetz.

§ 3 regelt die Antragstellung. Fiir nach dem Stichtag eingegangene An-
trage findet keine Entschadigung statt.

§ 4 regelt die Ho6he und die Auszahlung der Entschadigung.
§ 5 bestimmt, dass die Zustandigkeit fur die Entscheidung Uber den An-
trag und die Auszahlung der Entschadigung bei der Behorde liegt, die

den Buligeldbescheid oder das Verwarngeld erlassen hat.

§ 6 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.

Fur die Fraktion:

Braga



	Thüringer Coronamaßnahmen-Unrechtsbereinigungsgesetz
	A. Problem und Regelungsbedarf
	B. Lösung
	C. Alternativen 
	D. Kosten

	Thüringer Coronamaßnahmen-Unrechtsbereinigungsgesetz
	§ 1
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 6

	Begründung:

